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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes 

[Antrag der Abgeordneten Dr. Becker, (Mönchenglad- 
bach), Dr. Burgbacher, Gewandt und der Fraktion der 

CDU/CSU] 


A. Problem 

Verbürgte Darlehensforderungen von Arbeitnehmern gegen 
den Arbeitgeber sind zwar als vermögenswirksame Leistungen 
nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz, nicht jedoch nach 
dem Spar-Prämiengesetz begünstigt. Eine Gleichbehandlung mit 
anderen begünstigten Sparformen erscheint sowohl im Inter- 
esse der Arbeitnehmer als auch der Unternehmen — insbeson- 
dere im mittelständischen Bereich — geboten. 


B. Lösung 

Einbeziehung der nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz 
als vermögenswirksame Leistungen begünstigten Darlehens- 
forderungen von Arbeitnehmern gegen den Arbeitgeber in den 
Katalog der prämienbegünstigten Anlageformen des Spar- 
Prämiengesetzes. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine (es sei denn, diese Regelung würde dazu führen, daß 
Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern zusätzliche vermögenswirk- 
same Leistungen gewähren) 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2135 


Sachgebiet 7690 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach), Dr. Burg- 
bacher, Gewandt und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 5. August 1970 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1213) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird hinter der Klammer der 
Punkt durch ein Komma ersetzt. 

b) Hinter Nummer 5 wird die folgende Num- 
mer 6 eingefügt: 

„6. Vermögenswirksame Leistungen, die der 
Arbeitgeber für den Arbeitnehmer 
entsprechend den Vorschriften des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes er- 
bringt als Aufwendungen des Arbeit- 
nehmers zur Begründung von Darlehens- 
forderungen gegen den Arbeitgeber zu 
einem Zinsfuß von mindestens vier vom 
Hundert. Voraussetzung ist eine Sperr- 
frist von sechs Jahren. Der Darlehens- 
vertrag muß durch ein Kreditinstitut ver- 
bürgt sein. Die Kosten der Bürgschaft 
muß der Arbeitgeber tragen. Die Anlage 
ist nur mit Zustimmung des Arbeitgebers 
zulässig." 


2. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Im Falle des § 1 Abs. 2 Nr. 6 ist der Antrag 
an das Kreditinstitut zu richten, das den Dar- 
lehensvertrag verbürgt hat." 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, das Spar-Prämiengesetz in der nach diesem 
Gesetz geltenden Fassung mit neuem Datum und 
in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und 
Unstimmigkeiten im Wortlaut zu beseitigen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. Es ist erstmals auf das Kalender- 
jahr 1970 anzuwenden. 


Bonn, den 30. April 1971 


Dr. Becker (Mönchengladbach) 
Dr. Burgbacher 
Gewandt 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


A. Allgemeine Begründung 

Nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz ist die 
Anlage von vermögenswirksamen Leistungen in 
Darlehensforderungen gegen den Arbeitgeber be- 
günstigt, Dennoch wird von dieser, dem Arbeit- 
nehmer zur Wahl stehenden Aniageform trotz der 
Bürgschaft eines Kreditinstituts und zum Teil sehr 
günstiger Zinsangebote der Arbeitgeber-Unterneh- 
men bisher deshalb kaum Gebrauch gemacht, weil 
die Arbeitnehmer bei dieser Sparform — im Gegen- 
satz zu anderen Anlageformen des Dritten Vermö- 
gensbildungsgesetzes — nicht zusätzlich eine Spar- 
prämie nach dem Spar-Prämiengesetz in Anspruch 
nehmen können. Eine echte Wahlfreiheit des Arbeit- 
nehmers für diese Form der Vermögensanlage nach 
dem Dritten Vermögensbildungsgesetz besteht dem- 
nach bisher nicht. 

Auf der anderen Seite ergeben sich für zahlreiche 
Unternehmen — insbesondere im mittelständischen 
Bereich — Schwierigkeiten, weil die ihren Arbeit- 
nehmern gewährten vermögenswirksamen Leistun- 
gen zu schwer verkraftbaren Liquiditätsabflüssen 
führen; diese Unternehmen sind deshalb vielfach 
bereit, ihren Arbeitnehmern zinsgünstige Darlehen 
zur Anlage von vermögenswirksamen Leistungen 
anzubieten. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen diese 
Unzulänglichkeiten und die sachlich nicht gerecht- 
fertigte Diskriminierung dieser Sparform im Inter- 
esse von Arbeitnehmern und Arbeitgebern beseitigt 
werden. Wie im Dritten Vermögensbildungsgesetz 
müssen die Darlehensforderungen der Arbeitneh- 
mer gegen den Arbeitgeber durch ein Kreditinstitut 
verbürgt sein; sowohl Arbeitnehmer als auch 
Arbeitgeber sind bei der Wahl dieser Anlageform 
völlig frei. Die Verzinsung dürfte in der Regel höher 
sein als bei Sparguthaben. 

Zusätzliche Kosten entstehen durch die Neurege- 
lung nicht, weil im wesentlichen Umschichtungen 
von anderen, sonst vorgesehenen Anlageformen des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes, für die ohne- 
hin Zulagen und Prämien anfallen, zu erwarten sind. 
Nur sofern und soweit durch die vorgesehene Rege- 
lung Unternehmen dazu veranlaßt werden, von den 
Möglichkeiten des Dritten Vermögensbildungsge- 
setzes mehr als bisher durch zusätzliche vermögens- 
wirksame Leistungen an ihre Arbeitnehmer Ge- 
brauch zu machen, ist mit Mehrkosten (Arbeitneh- 
mer — Sparzulagen und Spar-Prämien) zu rechnen. 
Die Größenordnung solcher eventueller Mehrkosten 
kann jedoch angesichts der damit zu erreichenden 
vermögenspolitischen Effekte, nämlich 

— Ausweitung der Anwendung des Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetzes 

— zusätzliche vermögenswirksame Leistungen auch 
für Arbeitnehmer in mittelständischen Unter- 


nehmen und/oder in nicht tarifgebundenen Be- 
reichen, 

unbeachtlich erscheinen und dürfte in keiner Weise 
quantifizierbar sein. 


B. Begründung der einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Durch diese Vorschrift wird der Katalog der begün- 
stigten Anlageformen des Spar-Prämiengesetzes er- 
weitert um die vermögenswirksamen Leistungen 
gemäß § 2 Abs. 1 Buchstabe e des Dritten Vermö- 
gensbildungsgesetzes. Die Formulierung entspricht 
dem Dritten Vermögensbildungsgesetz und wurde 
zur Klarstellung wiederholt; lediglich die Sperrfrist, 
die im Dritten Vermögensbildungsgesetz gemäß den 
früheren Vorschriften des Spar-Prämiengesetzes auf 
fünf Jahre festgelegt ist, wurde entsprechend den 
heutigen Sperrfristen im Spar-Prämiengesetz auf 
sechs Jahre festgesetzt. Für die prämienunschädliche 
Verkürzung der Sperrfrist gelten die allgemeinen 
Vorschriften des Spar-Prämiengesetzes. Eine dies- 
bezügliche Änderung der Vorschrift im Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetz ist zwar anzustreben, aber 
zur Zeit nicht unbedingt erforderlich und wurde 
deshalb nicht vorgesehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Da der Arbeitnehmer bei Darlehensforderungen 
gegen den Arbeitgeber seinen Sparbetrag nicht an 
ein Kreditinstitut leistet, sind besondere Vorschrif- 
ten für die Gewährung und Gutschrift der Prämie 
vorzusehen. Eine Prämiengutschrift beim Arbeit- 
geber erscheint aus verschiedenen Gründen nicht 
angebracht. Deshalb ist auch in diesen Fällen ein 
Kreditinstitut vorzusehen, und zwar das Kredit- 
institut, das auch den Darlehensvertrag verbürgt. 

Zu Artikel 2 

Der Artikel enthält eine Ermächtigung zur Bekannt- 
machung des Gesetzes in einer neuen Fassung und 
zur Beseitigung etwaiger Unstimmigkeiten. 

Zu Artikel 3 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Der Artikel regelt das Inkrafttreten. 
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